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Deutschland im XIII. Jahrhundert

und die anderen österreichischen Länder von der Herrschaft des deut¬
schen Kaisers wieder befreit hatte, sah er sich zur Aufrechterhaltung
seiner Unabhängigkeit auf die finanziellen Dienste der Juden ange¬

wiesen. Dies bewog ihn, im Jahre 12 44 ein für die jüdische Bevölke¬

rung überaus günstiges Statut zu veröffentlichen, das den bald darauf
in Böhmen, Ungarn, Schlesien und Polen erlassenen Verfassungs¬

urkunden als Muster dienen sollte.
Das österreichische Statut vom Jahre 12 44 sicherte den Juden vor

allem volle Unverletzlichkeit von Leben und Besitz zu. Auf die Er¬

mordung eines Juden stand die Todesstrafe und Einziehung des ge¬

samten Vermögens des Mörders, auf Körperverletzung eine schwere

Geldbuße. Jeder Anschlag auf jüdische Friedhöfe und Synagogen

ebenso wie auf „jüdische Schulen“ (scolas Judaeorum) sowie die Ent¬

führung von jüdischen Kindern zwecks gewaltsamer Taufe war aufs
strengste verboten. Die von einem Christen gegen einen Juden er¬

hobene Anklage galt nur dann als erwiesen, wenn sie auch von einem

jüdischen Zeugen bekräftigt wurde. Für alle diese Strafsachen war
nicht das allgemeine Land- oder Stadtgericht, sondern ein eigens

von dem Herzog aus der Mitte seiner christlichen Beamten ernannter
„Juden-Richter“ (judex Judaeorum) zuständig. Streitsachen zwischen

Juden konnten aber bei Übereinkommen der Parteien entweder

vor diesem herzoglichen Richter oder vor dem jüdischen Gemeinde¬

gericht verhandelt werden. Den Juden wurde in ganz Österreich un¬

eingeschränkte Freizügigkeit, das Niederlassungsrecht sowie die Frei¬

heit des Handels, namentlich des Geldhandels, zuerkannt. Die in
dem Statut für Kreditgeschäfte festgesetzten Vorschriften waren

so gefaßt, daß das Bestreben des Gesetzgebers, den Unterneh¬
mungsgeist der jüdischen Kapitalisten gerade auf dieses Gebiet zu

lenken, in die Augen springt. Das durch diese Bestimmungen fest¬

gelegte Höchstmaß an Zinsgewinn (wöchentlich acht Pfennig von

dem 240 Pfennig betragenden Pfund, was einen Zinsfuß von 173

Prozent ergibt) übersteigt weit die in den meisten europäischen

Ländern zulässigen Zinssätze. Es ist wohl anzunehmen, daß den

Machthabern selbst der jüdische Kredit unter viel günstigeren Be¬

dingungen gewährt zu werden pflegte, weshalb ihnen die Not
der kleineren Schuldner ziemlich gleichgültig war. Noch weniger
kümmerten sich die Schutzherren des Geldhandels um die trau¬

rigen Folgen, die solche Handelsbräuche für die bei der Bevölkerung
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